
Anlage 2 

Aufstellung  
der beim Landespersonalausschuss  

zu beantragenden Personalmaßnahmen 

1. nach den Bestimmungen des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG)

nachträgliche Zustimmung zu einer ohne Mitwirkung des Landespersonalaus-
schusses ausgesprochenen Ernennung (Art. 14 Abs. 3 Satz 3 BayBG i.d.F. bis 
zum 31. März 2009)1

Zustimmung zur Übernahme in das Beamtenverhältnis nach Vollendung des 
45. Lebensjahres im nichtstaatlichen Bereich (Art. 23 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 
Alt. 2 BayBG) 

Mitwirkung bei der Zulassung von Ausnahmen bei der Übertragung von Ämtern 
mit leitender Funktion im Beamtenverhältnis auf Zeit (Art. 45 Abs. 5 Satz 2 
Halbsatz 2 BayBG) 

Anerkennung einer Prüfung (Art. 115 Abs.1 Nr. 3 BayBG)  

2. nach den Bestimmungen des Leistungslaufbahngesetzes (LlbG) 

Probezeit 

erweiterte Anrechnung von Zeiten, die in einem dem Bayerischen Hochschul-
personalgesetz unterliegenden Beamtenverhältnis auf Widerruf oder auf Zeit 
abgeleistet wurden, auf die Probezeit (Art. 36 Abs. 2 Satz 3 LlbG) 

Beförderung 

Ausnahme von dem Verbot des Überspringens regelmäßig zu durchlaufender 
Ämter (Art. 17 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4, Abs. 5 Sätze 1 und 3 LlbG) 

Ausnahme von dem Verbot der Beförderung während der Probezeit  
(Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1, Abs. 4, Abs. 5 Sätze 2 und 3 LlbG) 

Ausnahme von dem Verbot der Beförderung vor Ablauf einer Erprobungszeit 
von drei Monaten auf einem höher bewerteten Dienstposten (Art. 17 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 2, Abs. 4 LlbG) 

1 Vor dem Inkrafttreten des Beamtenstatusgesetzes mit Wirkung vom 1. April 2009 waren Ernennun-
gen, die ohne die durch Gesetz oder Laufbahnvorschriften bestimmte Mitwirkung/Zustimmung des 
Landespersonalausschusses ausgesprochen wurden, nichtig. 



Bis zu einem Amt der BesGr A 9 mit Amtszulage: 
Ausnahme von dem Verbot der Beförderung vor Ablauf einer Dienstzeit von 
zwei Jahren
a) nach der letzten Beförderung oder  
b) nach Dienstzeitbeginn bei Einstellung in einem Beförderungsamt  
(Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 Buchst. a, Abs. 4, Abs. 5 Sätze 2 und 3 LlbG) 

Ab einem Amt der BesGr A 10:  
Ausnahme von dem Verbot der Beförderung vor Ablauf einer Dienstzeit von 
drei Jahren  
a) nach der letzten Beförderung oder  
b) nach Dienstzeitbeginn bei Einstellung in einem Beförderungsamt  
(Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 Buchst. b, Abs. 4, Abs. 5 Sätze 2 und 3 LlbG) 

Gesamtdienstzeiten  

Ausnahme von dem Verbot der Beförderung in ein Amt der BesGr A 13 vor Ab-
lauf einer Gesamtdienstzeit von acht Jahren bei einem Einstieg in der dritten 
Qualifikationsebene mit Eingangsamt der BesGr A 9 (Art. 18 Abs. 1, Abs. 5 
Satz 1 LlbG) 

Ausnahme von dem Verbot der Beförderung in ein Amt der BesGr A 15 vor Ab-
lauf einer Gesamtdienstzeit von vier Jahren bei einem Einstieg in der vierten 
Qualifikationsebene (Art. 18 Abs. 2 Satz 1, Abs. 5 Satz 1 LlbG) 

Ausnahme von dem Verbot der Beförderung in ein höheres Amt der Besol-
dungsordnung A als BesGr A 15 vor Ablauf einer Gesamtdienstzeit von sie-
ben Jahren (Art. 18 Abs. 2 Satz 2, Abs. 5 Satz 1 LlbG) 

Ausnahmen von den Dienstzeiterfordernissen des Art. 18 Abs. 3 und Art. 18 
Abs. 4 LlbG zur Beförderung insbesondere von Richtern oder Richterinnen oder 
Staatsanwälten oder Staatsanwältinnen (Art. 18 Abs. 5 Satz 1 LlbG) 

Wechsel zwischen den Fachlaufbahnen 

Zustimmung zum Wechsel zwischen den Fachlaufbahnen (Art. 9 Abs. 2 
Satz 3 LlbG) 

Sicherung der Mobilität  

Zustimmung zur Anerkennung einer beim Bund oder in einem anderen Bundes-
land sowie aufgrund des individuellen Berufswegs erworbenen Qualifikation als 
gleichwertig einer Qualifikation für eine bayerische Fachlaufbahn im nichtstaatli-
chen Bereich (Art. 11 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 LlbG) 



Andere Bewerber und Bewerberinnen 

Zustimmung zur Berufung eines anderen Bewerbers oder einer anderen Bewer-
berin in das Beamtenverhältnis (Art. 4 Abs. 2 Satz 3 LlbG) 

Bewerber und Bewerberinnen aus Mitgliedstaaten der Europäischen  
Union, des Europäischen Wirtschaftsraums und der Schweiz 

Anerkennung einer Berufsqualifikation als Qualifikation für eine Fachlaufbahn, 
soweit die Zuständigkeit auf den Landespersonalausschuss übertragen worden 
ist (Art. 44 Abs. 1 Satz 4 LlbG)2

3. in Prüfungsangelegenheiten 

Anerkennung einer Prüfung als Einstellungsprüfung oder als Ersatz für ein Aus-
wahlverfahren (Art. 22 Abs. 4 Satz 2 LlbG) 

4. nach sonstigen Vorschriften 

Zustimmung zur Anerkennung eines früheren Auswahlverfahrens als Ersatz für 
das laufende Auswahlverfahren (§ 14 Satz 2 Halbsatz 2 Auswahlverfahrens-
ordnung [AVfV]) 

Feststellung der Befähigung für ein Lehramt als anderer Bewerber oder als an-
dere Bewerberin (Art. 22 Abs. 6 Bayerisches Lehrerbildungsgesetz [BayLBG]) 

Zustimmung zur Anrechnung von Prüfungsteilen (§ 12 Abs. 7 Satz 2 Lehramts-
prüfungsordnung II [LPO II])3

2 Die Verwendung des Antragsformblattes ist hier nicht erforderlich und auch nicht zweckdienlich. 
Dem Antrag sind die in Art. 44 Abs. 2 LlbG genannten Unterlagen beizufügen. Der Antrag ist von dem 
Bewerber zu stellen, der die Anerkennung einer in einem anderen Mitgliedstaat der EU (oder in einem 
nach Art. 42 Abs. 2 LlbG gleichgestellten Staat) erworbenen Berufsqualifikation als Qualifikation für 
eine Fachlaufbahn bzw. einen fachlichen Schwerpunkt nach dem LlbG anstrebt. 
3 Die Verwendung des Antragsformblattes ist hier nicht erforderlich.  


